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Leitsatz

1. Die Frage der Mittellosigkeit eines Nachlasses ist im Sinne von § 1836 d BGB bei einer 

Nachlasspflegschaft unter Berücksichtigung der täglich entstehenden 

Vergütungsansprüche zu klären.

2. Auch bei einem für die gesamte Nachlasspflegervergütung nicht ausreichenden 

Aktivnachlass ist dem Nachlasspfleger zunächst eine der Höhe nach übliche 

Stundenvergütung (hier 100 € netto) im Sinne von § 1915 Abs. 1 S. 2 BGB gegen den 

Nachlass festsetzbar, bis der Nachlass dadurch aufgebraucht ist.

3. Die über den verfügbaren Nachlass durch die noch nicht berücksichtigten Stunden 

hinausgehenden Vergütungsansprüche hat die Staatskasse nach den Regeln des VBVG zu 

tragen.

Tatbestand

Über den Nachlass des Erblassers wurde mit Beschluss vom 26.10.2015 Nachlasspflegschaft 

angeordnet und der Beteiligte zu 1, ein Rechtsanwalt, zum Nachlasspfleger bestellt, der die 

Pflegschaft berufsmäßig führen sollte. Dieser ermittelte ein Testament sowie die beiden danach 

berufenen Erben. Des Weiteren erstellte er ein Nachlassverzeichnis, gemäß dem der Nachlass zwar 

nicht mittellos, aber überschuldet war. So standen festgestellte Aktiva iHv ursprünglich 3.247,85 €, 

jetzt noch 2.351,17 €, Passiva iHv 299.255,97 € gegenüber. Die beiden festgestellten Erben 

schlugen die Erbschaft formgerecht aus.

Der Nachlasspfleger legte Rechnung und beantragte, seine Vergütung auf der Grundlage seines 

ebenfalls eingereichten Tätigkeitsverzeichnisses festzusetzen. Er ermittelte einen insgesamt 

erbrachten Tätigkeitsumfang von 60 Stunden, von denen er 19,75 Stunden zum Stundensatz von 

gerundet 100 € netto zur Zahlung aus dem Nachlass festgesetzt haben wollte, was wertmäßig dem 

gesamten Aktivnachlass entspreche. Den restlichen Anteil von 40,25 Stunden begehrte er zu einem 

Stundensatz von 33,50 € brutto und einem daraus resultierenden Betrag von 1.604.57 € gegen die 

Staatskasse festzusetzen.

Trotz von der Bezirksrevisorin gegen diese Vorgehensweise erhobenen Einwendungen setzte das 

Nachlassgericht – nach Prüfung des Tätigkeitsverzeichnisses – unter Aufhebung der 

Nachlasspflegschaft die Vergütung durch Beschluss vom 21.2.2017 antragsgemäß fest.

Hiergegen richtet sich die Beschwerde der Bezirksrevisorin. Sie machte unter Vertiefung ihres 

erstinstanzlichen Vorbringens geltend, es liege hier ein Fall von Mittellosigkeit vor, da der 

vorhandene Nachlass nicht ausreiche, um die Vergütung des Nachlasspflegers vollständig zu 

befriedigen. Daher sei von einem einheitlichen Vergütungssatz von 33,50 € netto pro Stunde 

auszugehen, was zu einem Gesamtanspruch in Höhe von 2.391,90 € führe. Nur soweit der 

vorhandene Nachlass nicht ausreiche, die so berechnete Vergütung zu befriedigen, sei die 

Staatskasse heranzuziehen. Dies sei rechnerisch iHv 40,73 € der Fall.
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Der vom Nachlassgericht zur Stützung seiner Auffassung herangezogene Beschluss des 

Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 31.10.2014, 14 Wx 56/13, betreffe einen Sonderfall, in dem der 

Nachlasspfleger von dem ursprünglich werthaltigeren Nachlass einen Teilbetrag von knapp 2.000 € 

mit Einverständnis des Nachlassgerichts zur Begleichung von Beerdigungskosten verwandt hatte.

Gründe

Die zulässige Beschwerde ist unbegründet.

Die Vergütungsberechnung des Nachlassgerichts ist nicht zu beanstanden.

Der von der Bezirksrevision geforderte einheitliche Vergütungssatz für Nachlass und Staatskasse 

würde zu dem krassen Ergebnis führen, dass der Vergütungszuwachs des Nachlasspflegers für eine 

hinzukommende Arbeitsstunde mit Erschöpfung des Aktivnachlasses schlagartig negativ würde. 

Bezogen auf den konkreten Fall hätte dies bedeutet, dass die Vergütung des Nachlasspflegers ab 

Überschreiten des Maximalumfangs des Aktivnachlasses von 2.351,17 €, somit nach Erreichen von 

knapp 20 Tätigkeitsstunden, zunächst nicht weiter angestiegen, soweit man dem Nachlasspfleger 

nicht zugestünde, den gesamten Aktivnachlass in jedem Fall behalten zu dürfen, sogar gefallen 

wäre. Ein weiteres Ansteigen seiner Vergütung wäre in jedem Fall erst dann zu erwarten, wenn sich 

auch auf der Basis des reduzierten Stundensatzes von 33,50 € netto (entspricht 39,86 € brutto) 

eine Überschreitung des Betrages von 2.351,17 € ergäbe, was erst bei einer Stundenzahl von 59,88 

der Fall gewesen wäre.

Die Berechnungsweise der Bezirksrevisorin führte also wirtschaftlich dazu, dass Nachlasspflegern 

angesonnen würde, – zumindest phasenweise – ohne (weitere) Vergütung zu arbeiten. Eine solche 

Berechnungsweise würde der auch verfassungsrechtlich garantierten (Art. 12 GG) 

Berufsausübungsfreiheit nicht gerecht.

Da ein solcher Sprung in der Gesamtvergütung die zwangsläufige Folge eines einheitlichen 

Vergütungssatzes wäre, der sich mit dem Überschreiten des Aktivnachlasses – einheitlich bezogen 

auf die Gesamtvergütung – verringert, ist der vom Nachlassgericht im Einklang mit OLG Karlsruhe 

praktizierte gespaltene Vergütungssatz einzig sachgerecht. Bei seiner Anwendung steigt die 

Gesamtvergütung des Nachlasspflegers mit jeder zusätzlichen Tätigkeitsstunde – wie geboten – 

kontinuierlich an, wenngleich sich der Anstieg freilich ab Erreichen des Aktivnachlasses flacher 

darstellt.

Die Voraussetzungen für die Zulassung der Rechtsbeschwerde (§ 70 Abs. 2 S. 1 FamGF) liegen 

nicht vor.

Anmerkung

Teilmittellosigkeit führt nicht zur Gesamtmittellosigkeit. Das gilt in Abweichung zu § 1836 d BGB 

zumindest für die Vergütung des Nachlasspflegers. Er kann seinen im Sinne von § 1915 Abs. 1 S. 2 

BGB üblichen und von § 3 VBVG deutlich nach oben abweichenden Stundensatz soweit zur 

Festsetzung beantragen, wie ausreichender und einsetzbarer Nachlass vorhanden ist. Darüber 

hinaus muss dann die Staatskasse die restliche zu vergütende Zeit und den Aufwand des 

Nachlasspflegers nach den Regeln des VBVG tragen. Der Nachlass kann für die Tätigkeit des 

Nachlasspflegers sogar vollständig aufgebraucht werden. Diese nun auch vom OLG Stuttgart 

bestätigte Ansicht ist im Einklang mit der Literaturmeinung (Vgl. Bestelmeyer, Rpfleger 2016, 694; 

Jochum/Pohl, Nachlasspflegschaft, 5. Aufl., Rn 876; Schulz/Gleumes, Handbuch 

Nachlasspflegschaft, 2. Aufl., § 7 Rn 85–86 [mit Berechnungsbeispiel]) und deckt sich mit der 

Rechtsprechung (BayObLG Rpfleger 2000, 331; OLG Karlsruhe v. 31.10.2014 – 14 Wx 56/13) der 

letzten Jahre, die jedoch nicht immer in dieser Klarheit zum Ausdruck kam.
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Doch bei genauerer Betrachtung kann es sich auch nicht anders verhalten, als dass die Regelung 

des § 1836 d BGB in Verbindung mit §§ 1911, 1960 BGB für Nachlasspflegschaften einer 

besonderen Betrachtungsweise bedarf. Dies deswegen, weil die Vergütung des Nachlasspflegers 

eben nicht (wie bei einem Betreuer) eine pauschalierte und für einen bestimmten Zeitraum 

veranlagte Vergütung ist, sondern auf Stundensatz und tatsächlichem Aufwand basiert. Die 

Vergütung des Nachlasspflegers entsteht dabei mit jeder Handlung des Nachlasspflegers taggenau 

(OLG Düsseldorf v. 19.2.2014 – I-3 Wx 292/11, ZErb 2014, 136 mwN).

Das bedeutet zunächst einmal, dass jede einzelne Handlung eines Nachlasspflegers (soweit diese 

innerhalb seines Wirkungskreises liegt) grundsätzlich vergütet wird. Und daraus folgt, dass mit dem 

jeweiligen täglichen Entstehen dieses Vergütungsanspruchs der Nachlasspfleger diesen sich auch 

jeweils unmittelbar durch das Nachlassgericht festsetzen lassen könnte (OLG Köln v. 30.1.2013 – 2 

Wx 265/12, BeckRS 2013, 09365). Es gibt keine Regelung die besagt, wann oder nach welchem 

zeitlichen (Mindest-)Aufwand der Nachlasspfleger eine Vergütung zur Festsetzung beantragen kann 

oder darf. Theoretisch könnte also das Gericht täglich einen Vergütungsantrag des Nachlasspflegers 

zur Entscheidung vorgelegt bekommen.

Würde der Nachlasspfleger demnach seine Vergütung täglich festsetzen lassen, hätte das Gericht 

bei jedem dieser Anträge zu prüfen, ob der vom Nachlasspfleger aktuell verwaltete Nachlass 

ausreichend ist, die im Sinne von § 1915 Abs. 1 S. 2 BGB beantragte Vergütung zu decken. Ist dies 

der Fall, scheidet eine Vergütung durch die Staatskasse wegen fehlender Mittellosigkeit aus. Wenn 

nun der Nachlasspfleger erst am Ende der Pflegschaft seine Vergütung zur Festsetzung beantragt, 

kann hinsichtlich dieser grundsätzlichen Überlegungen nichts anderes gelten. Der Nachlasspfleger 

darf und kann bei einem abschließenden Vergütungsantrag nicht schlechter gestellt werden als der 

Nachlasspfleger, der (abwegiger Weise) täglich seine Vergütung zur Festsetzung beantragt.
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Die erbrachten Stunden des Pflegers werden somit solange mit dem (erhöhten) Stundensatz des § 

1915 Abs. 1 S. 2 BGB berücksichtigt, wie ausreichender Nachlass vorhanden ist. Ist dieser 

rechnerisch aufgebraucht und sind noch nicht vergütete Stunden übrig, hat die Staatskasse diese 

im Sinne von § 1915 Abs. 1 S. 1 BGB iVm. § 1836 Abs. 1 BGB iVm. § 3 VBVG nach den dortigen 

Regelungen zu tragen.

Insoweit ist bei entsprechenden Fallkonstellationen dem Nachlasspfleger anzuraten, von vornherein 

einen „gesplitteten“ Antrag auf Festsetzung seiner Vergütung einzureichen. Einen Teil des Antrags, 

der unter Berücksichtigung der Anzahl der Stunden und der Höhe der Vergütungsansprüche so 

ausfällt, dass der verwaltete Nachlass diese Kosten deckt (= Teilvergütung nach den Regeln für 

werthaltige Nachlässe). Und den anderen Teil des Antrags unter Berücksichtigung der 

Vergütungsregeln für mittellose Nachlässe gegen die Staatskasse, soweit für die „restlichen 

Stunden“ kein Nachlass mehr vorhanden sein wird (= Restvergütung nach den Regeln für mittellose 

Nachlässe).

Von Dipl.-Rechtspfleger (FH) Thomas Lauk, Heilbronn; Vizepräsident des Bundes deutscher 

Nachlasspfleger (BDN) und Mitautor des im zerb verlag in 2. Auflage erschienenen „Handbuch 

Nachlasspflegschaft“.
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